
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Wieland Schinnenburg, Michael 
Theurer, Grigorios Aggelidis, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP
– Drucksache 19/19693 –

Alkoholkonsum während der Corona-Pandemie

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Nach Angaben der Gesellschaft für Konsumforschung (GKF) wurden seit 
Ausbruch der Corona-Pandemie in Deutschland 34 Prozent mehr Wein und 
31 Prozent mehr Spirituosen verkauft (https://www.tagesspiegel.de/berlin/absa
tz-von-alkoholgetraenken-steigt-blaue-stunde-imhomeoffice/25760344.html). 
Unklar ist, ob es sich hierbei um die Verlagerung des Alkoholkonsums nach 
Hause handelt, weil seit Mitte März 2020 deutschlandweit Bars und Restau-
rants geschlossen wurden und hier somit kein Alkohol mehr konsumiert wer-
den konnte.

Suchtexperten gehen davon aus, dass es unter der COVID-19-Pandemie zu 
einem Anstieg schädlichen Alkoholkonsums kommen kann (https://www.hand
elsblatt.com/unternehmen/beruf-und-buero/the_shift/andreas-jaehne-suchtexp
erte-ich-wuerde-jedem-raten-alkohol-komplett-sein-zu-lassen/2575140
2.html). Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) empfiehlt, den Alkoholkon-
sum während der COVID-19-Pandemie weitestgehend einzuschränken (http://
www.euro.who.int/__data/assets/pdf_file/0010/437608/Alcohol-and-COVID-
19-what-you-need-to-know.pdf).

Durch die Besteuerung alkoholischer Getränke durch unterschiedliche Alko-
holsteuern müsste nach Auffassung der Fragesteller die Bundesregierung 
einen guten Überblick über den Alkoholkonsum in Deutschland haben. Damit 
kann sie maßgeblich zur Aufklärung des Alkoholkonsums während der 
COVID-19-Krise beitragen.

V o r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g
Die gesellschaftlichen Auswirkungen auf den Alkoholkonsum, Alkoholmiss-
brauch und -abhängigkeit infolge der Covid-19-Pandemie sind derzeit noch 
nicht abschätzbar. Zurzeit laufen verschiedene Studien über den Konsum und 
eventuelle Änderungen des Konsumverhaltens während der Covid-19-Pan-
demie. Unter anderem untersucht das Klinikum Nürnberg das Suchtverhalten 
während der Zeit der Pandemie (https://www.br.de/nachrichten/bayern/kliniku
m-nuernberg-untersucht-suchtverhalten-waehrend-corona,RwDhLzD).
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Die Technische Universität Dresden führt in Kooperation mit verschiedenen 
Partnern eine europaweite Befragung zum Alkoholkonsum und seinen gesund-
heitlichen Auswirkungen durch (https://tu-dresden.de/mn/psychologie/ikpp/fors
chung/sars-cov-2-pandemie-und-alkoholkonsum?set_language=en).
Ergebnisse der Studien liegen noch nicht vor. Soweit es nach Pressemeldungen 
zu gestiegenen Verkaufszahlen von alkoholischen Getränken im Einzelhandel 
gekommen ist, ist zu bedenken, dass einerseits durch die Pandemiesituation 
Vorratskäufe getätigt wurden, andererseits Bars, Restaurants und Gaststätten 
etc. geschlossen sind bzw. waren. Insofern kann aus den Verkaufszahlen des 
Einzelhandels nicht automatisch die Schlussfolgerung gezogen werden, dass 
die Covid-19-Pandemie die Alkoholsucht verstärkt.
Langfristig geht der Alkoholkonsum in Deutschland zurück. Dies belegt, dass 
die Maßnahmen der Bundesregierung zur Reduzierung des missbräuchlichen 
Alkoholkonsums greifen. Neben einer konsequenten Umsetzung des Jugend-
schutzgesetzes bedarf es aus Sicht der Bundesregierung weiterhin gezielter Prä-
ventionsaktivitäten, um generell dem Konsum alkoholischer Getränke unter 
Minderjährigen sowie problematischen Konsummustern vorzubeugen. Wichtig 
ist in diesem Bereich eine nachhaltige Aufklärungs- und Informationsarbeit. 
Zur Verringerung des Alkoholkonsums und zur Prävention von Krankheiten, 
die in Verbindung mit Alkoholkonsum stehen, führt die Bundeszentrale für ge-
sundheitliche Aufklärung (BZgA) seit vielen Jahren zielgruppenspezifische 
Präventionskampagnen und -programme durch. Diese Kampagnen wurden an 
die aktuelle Lage angepasst.
Die Steuereinnahmen lassen keine Rückschlüsse auf den tatsächlichen Konsum 
von alkoholhaltigen Getränken zu, sondern bilden nur den Absatz von Alkohol 
bzw. alkoholhaltigen Getränken ab.

 1. Welche Menge an Alkohol wurde nach Kenntnis der Bundesregierung in 
Deutschland pro Kopf und insgesamt jeweils in den Monaten von Januar 
bis Mai 2020 pro Monat konsumiert?

a) Welche Menge hiervon entfällt jeweils auf Bier?

b) Welche Menge hiervon entfällt jeweils auf Wein?

c) Welche Menge hiervon entfällt jeweils auf Schaumwein?

d) Welche Menge hiervon entfällt jeweils auf Spirituosen?

e) Welche Menge hiervon entfällt jeweils auf Zwischenerzeugnisse?

f) Welche Menge hiervon entfällt jeweils auf Alkopops?

 2. Welche Menge an Alkohol wurde nach Kenntnis der Bundesregierung in 
Deutschland pro Kopf und insgesamt jeweils in den Monaten Januar bis 
Mai der Jahre 2017, 2018 und 2019 konsumiert?

a) Welche Menge hiervon entfällt jeweils auf Bier?

b) Welche Menge hiervon entfällt jeweils auf Schaumwein?

c) Welche Menge hiervon entfällt jeweils auf Spirituosen?

d) Welche Menge hiervon entfällt jeweils auf Zwischenerzeugnisse?

e) Welche Menge hiervon entfällt jeweils auf Alkopops?

Die Fragen 1 und 2 werden wegen des Sachzusammenhang gemeinsam beant-
wortet.
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Die Menge des steuerpflichtigen Bierabsatzes in Deutschland für die Berichts-
monate Januar bis April der Jahre 2017 bis 2020 und die Veränderungen gegen-
über dem Vorjahreszeitraum sind der Tabelle 1 zu entnehmen.
Der Pro-Kopf-Verbrauch von Bier wird ausschließlich jährlich erhoben. Die 
Veröffentlichungen zur Alkoholsteuerstatistik, Schaumweinsteuer- und Zwi-
schenerzeugnissteuerstatistik erscheinen ebenfalls nur jährlich. Zu den Alko-
pops und zum Wein werden keine Mengenangaben erhoben. Die Ergebnisse 
zum Pro-Kopf-Verbrauch alkoholischer Getränke (Bier, Schaumwein, Zwi-
schenerzeugnisse, Trinkwein einschließlich Schaumwein und Alkohol zu 
Trinkzwecken) für die Jahre 2017 bis 2019 ergeben sich aus Tabelle 2.
Die Angaben zu den Pressemitteilungen des Statistischen Bundesamtes zum 
Kaufverhalten von ausgewählten Gütern, u. a. zum Absatz von alkoholischen 
Getränken, (z. B. Pressemitteilung Nr. 178 https://www.destatis.de/DE/Presse/P
ressemitteilungen/2020/05/PD20_178_61.html) basieren auf neuen Datenquel-
len und Methoden von Absatzentwicklungen. Ausgewertet wurden digital ver-
fügbare Kassendaten, sogenannte Scannerdaten. Die zugrundeliegenden Daten 
basieren auf einer geringen Anzahl von Filialen aus dem gesamten Bundesge-
biet. Sie sind daher eingeschränkt repräsentativ für das Kaufverhalten in 
Deutschland. Detailliertere Schätzungen über diese Daten hinaus zum Verlauf 
des Alkoholkonsums über die Zeit oder zum Alkoholkonsum pro Kopf für ein-
zelne Produkte sind - auch aufgrund des begrenzten zugrundeliegenden Zeit-
raums - auf Basis dieser Daten nicht möglich.

 3. In welcher Höhe hat die Bundesregierung Steuern durch alkoholische 
Getränke jeweils in den einzelnen Monaten von Januar bis Mai 2020 ein-
genommen?

a) Welche Beträge hiervon entfallen jeweils auf Bier?

b) Welche Beträge hiervon entfallen jeweils auf Schaumwein?

c) Welche Beträge hiervon entfallen jeweils auf Spirituosen?

d) Welche Beträge hiervon entfallen jeweils auf Zwischenerzeugnisse?

e) Welche Beträge hiervon entfallen jeweils auf Alkopops?

Die Fragen 3 bis 3e werden gemeinsam beantwortet.
Die Steuereinnahmen für die Monate Januar bis Mai 2020 sind nachfolgender 
Tabelle zu entnehmen:

Jahr 2020 gerundet in Mio. € Januar Februar März April Mai
a) Bier 47,07 44,05 39,32 31,95 20,96
b) Schaumwein 43,81 50,48 23,35 21,5 31,23
c) Alkoholerzeugnisse (Spirituosen) 197,84 221,83 141,96 131,86 167,08
d) Zwischenerzeugnisse 1,68 2,06 1,36 1,23 1,19
e) Alkopops 7,82 2,6 -0,21 0,05 0,03

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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 4. In welcher Höhe hat die Bundesregierung Steuern durch alkoholische 
Getränke jeweils in den einzelnen Monaten von Januar bis Mai in den 
Jahren 2017, 2018 und 2019 eingenommen?

a) Welche Beträge hiervon entfallen jeweils auf Bier?

b) Welche Beträge hiervon entfallen jeweils auf Wein?

c) Welche Beträge hiervon entfallen jeweils auf Schaumwein?

d) Welche Beträge hiervon entfallen jeweils auf Spirituosen?

e) Welche Beträge hiervon entfallen jeweils auf Zwischenerzeugnisse?

f) Welche Beträge hiervon entfallen jeweils auf Alkopops?

Die Fragen 4 bis 4f werden gemeinsam beantwortet.
Die Steuerreinnahmen für die Monate Januar bis Mai in den Jahren 2017 bis 
2019 sind den nachfolgenden Tabellen zu entnehmen:

Jahr 2017 gerundet in Mio. € Januar Februar März April Mai
a) Bier 55,92 41,56 45,31 53,31 55,76
b) Wein 0 0 0 0 0
c) Schaumwein 25,38 63,25 20,29 23,45 30,26
d) Alkoholerzeugnisse (Spirituosen) 213,85 239,27 124,95 139,84 181,7
e) Zwischenerzeugnisse 1,6 1,73 0,96 0,97 1,47
f) Alkopops 0,18 0,07 0,05 0,08 0,15

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

 

Jahr 2018 gerundet in Mio. € Januar Februar März April Mai
a) Bier 51,43 45,54 43,45 49,17 58,88
b) Wein 0 0 0 0 0
c) Schaumwein 46,86 58 21,79 21,27 30,34
d) Alkoholerzeugnisse (Spirituosen) 221,06 228,18 141,95 133,65 190,81
e) Zwischenerzeugnisse 1,72 1,95 1,28 0,8 0,97
f) Alkopops 0,14 0,1 0,17 0,09 0,06

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

 

Jahr 2019 gerundet in Mio. € Januar Februar März April Mai
a) Bier 47,84 40,43 41,41 43,42 55,63
b) Wein 0 0 0 0 0
c) Schaumwein 46,53 55,27 21,93 23,73 28,28
d) Alkoholerzeugnisse (Spirituosen) 215,8 216,88 146,23 147,03 160,45
e) Zwischenerzeugnisse 1,66 1,81 1,39 1,11 1,21
f) Alkopops 0,08 0,08 0,07 0,07 0,07

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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 5. Welche Unterschiede bei der Menge des konsumierten Alkohols gibt es 
nach Kenntnis der Bundesregierung zwischen Männern und Frauen in 
dem oben genannten Zeitfenster, und wie haben sich diese seit 2017 ent-
wickelt?

Nach dem Epidemiologischen Suchtsurvey (ESA) 2018 gaben 71,6 Prozent der 
befragten Personen im Alter zwischen 18 und 64 Jahren (hochgerechnet 
36,9 Millionen Personen) an, innerhalb der letzten 30 Tage Alkohol getrunken 
zu haben. Unter den Konsumierenden berichteten 34,5 Prozent von mindestens 
einer Episode des Rauschtrinkens, wobei die Prävalenz bei Männern mit 
42,8 Prozent höher war als bei Frauen (24,6 Prozent). Die Prävalenz des Kon-
sums riskanter Alkoholmengen lag bei 18,1 Prozent, wobei sich die Prävalenz 
der Männer (16,7 Prozent) und Frauen (19,7 Prozent) nicht statistisch signifi-
kant unterschied (https://www.aerzteblatt.de/medizin/wissenschaft?aid=20
9388). Die Alkoholkonsumprävalenz weist seit 1995 bei beiden Geschlechtern 
im Alter von 18 bis 59 Jahren einen fallenden Trend auf. Der Rückgang fällt 
bei Frauen stärker aus als bei Männern (https://www.aerzteblatt.de/archiv/2093
90/Trends-des-Substanzkonsums-und-substanzbezogener-Stoerungen). Weitere 
Daten liegen der Bundesregierung nicht vor.

 6. Wie viele qualifizierte Alkoholentzüge wurden nach Kenntnis der 
Bundesregierung in Deutschland in den Monaten Januar bis Mai 2020 
begonnen und durchgeführt?

Dazu liegen der Bundesregierung keine Daten vor.

 7. Wie viele qualifizierte Alkoholentzüge wurden nach Kenntnis der 
Bundesregierung in Deutschland in den Monaten Januar bis Mai jeweils 
in den Jahren 2017, 2018 und 2019 begonnen und durchgeführt?

Dazu liegen der Bundesregierung keine Daten vor.

 8. Wie viele Menschen befanden sich in den Monaten Januar bis Mai 2020 
jeweils in einer Entwöhnungstherapie (bitte nach Bundesländer auflis-
ten)?

a) Wie viele Menschen befanden sich in stationärer Suchtrehabilitation?

b) Wie viele Menschen befanden sich in teilstationärer Suchtrehabilita-
tion?

c) Wie viele Menschen befanden sich in ambulanter Suchtrehabilitati-
on?

Die Fragen 8 bis 8c werden gemeinsam beantwortet.
Für den Bereich der gesetzlichen Rentenversicherung erhebt die Deutsche Ren-
tenversicherung Bund umfangreiche Daten zur medizinischen Rehabilitation. 
So werden u. a. die Zahlen der gestellten Anträge, bewilligten Rehabilitationen 
und durchgeführten Leistungen sowie die angetretenen Rehabilitationen für alle 
Rentenversicherungsträger statistisch erfasst. Die in der Frage erbetenen Daten 
werden jedoch nicht erfasst. Der Fragestellung am nächsten kommen die er-
fassten Antrittszahlen. Diese liegen aktuell bis einschließlich April 2020 vor. 
Für Alkoholabhängige sind die Daten jeweils nach Bundesland und Leistungs-
art in der beigefügten Tabelle 3 dargestellt.
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 9. Wie viele Menschen befanden sich in den Monaten Januar bis Mai in den 
Jahren 2017, 2018 und 2019 jeweils in einer Entwöhnungstherapie (bitte 
nach Bundesländer auflisten)?

a) Wie viele Menschen befanden sich in stationärer Suchtrehabilitation?

b) Wie viele Menschen befanden sich in teilstationärer Suchtrehabilita-
tion?

c) Wie viele Menschen befanden sich in ambulanter Suchtrehabilitati-
on?

Die Fragen 9 bis 9c werden gemeinsam beantwortet.
Auf die Antwort zu Frage 8 wird verwiesen. Für den Bereich der gesetzlichen 
Rentenversicherung wird die Summe der angetretenen Leistungen für die medi-
zinische Rehabilitation Abhängigkeitskranker (Alkoholabhängigkeit) für die 
Jahre 2017 bis 2019 (und 2020) jeweils von Januar bis April in der nachfolgen-
den Tabelle dargestellt:
Reha-Antragslaufzeiten-Statistik für jeweils Januar bis April bis 2017 bis 2020 
Angetretene medizinische Reha-Leistungen

Bewilligte Maßnahmeart Statistisch erfasste angetretene Leistungen
(medizinische Reha) 2017 2018 2019 2020
Entwöhnungsbehandlungen
- Alkoholabhängigkeit 11.465 10.679 9.943 6.798

Quelle: Deutsche Rentenversicherung Bund

10. Wie viele Suchthilfeeinrichtungen (Beratungsstellen, Rehakliniken) 
mussten nach Kenntnis der Bundesregierung aufgrund der COVID-19-
Pandemie ihre Versorgung einstellen bzw. reduzieren?

a) Welche Bundesländer sind in welchem Umfang betroffen?

b) Was tut die Bundesregierung, um hier die Versorgung zu sichern?

Die Fragen 10 bis 10b werden gemeinsam beantwortet.
Für den Bereich der gesetzlichen Rentenversicherung und Krankenversiche-
rung ist zu sagen, dass von Beginn der COVID-19-Pandemie an das Ziel ver-
folgt wurde, die Rehabilitationen Abhängigkeitskranker nach Möglichkeit wei-
ter durchzuführen. Hierzu wurden von den Leistungsträgern Empfehlungen für 
die ambulante, ganztägig ambulante und stationäre Rehabilitation Abhängig-
keitskranker herausgegeben, so dass weiterhin die nahtlose Aufnahme von 
Patientinnen und Patienten möglich war und ist, die im Vorfeld einen qualifi-
zierten Entzug im Krankenhaus durchgeführt haben. Ferner betrafen und betref-
fen die Empfehlungen die Durchführung der Leistungen. Diese konnten und 
können auch in angepasster Form durchgeführt werden, so dass die Rehabilita-
tionen zu einem erfolgreichen Abschluss geführt werden können. Äußerten Re-
habilitandinnen und Rehabilitanden den Wunsch, die Rehabilitation aus Furcht 
vor der COVID-19-Pandemie nicht antreten zu wollen bzw. die Rehabilitation 
abzubrechen, so wurde diesem Wunsch entsprochen. Ein Belegungsrückgang 
kann – wie die Daten in der Antwort zu Frage 8 zeigen – verzeichnet werden. 
Nach Informationen der Rentenversicherung haben nur wenige Rehabilitations-
einrichtungen für Abhängigkeitskranke (kurzzeitig) aufgrund von behördlichen 
Anordnungen schließen müssen, wobei hierzu keine genauen Zahlen vorliegen. 
Es ist davon auszugehen, dass alle Rehabilitationseinrichtungen für Abhängig-
keitskranke, die von der Rentenversicherung in Anspruch genommen werden, 
aus vorgenannten Gründen von Reduzierungen betroffen sind. Hinweise aus 
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der Praxis lassen darauf schließen, dass die Neuaufnahme von Rehabilitandin-
nen und Rehabilitanden ab dem Monat Mai wieder deutlich steigt. Ergänzend 
sei bemerkt, dass die Versorgung der Betroffenen mit Rehabilitationen durch 
die Leistungsträger und Leistungserbringer zu jeder Zeit sichergestellt werden 
konnte.

11. Wie stellt die Bundesregierung die Versorgung von Suchtkranken zu 
Corona-Zeiten sicher?

Die Sicherstellung der Versorgung von Suchtkranken ist nicht alleine Aufgabe 
der Bundesregierung. Durch die Rentenversicherungsträger wurde dafür ge-
sorgt, dass das Angebot an Suchtrehabilitationsmaßnahmen auch in der Pan-
demie fortgeführt werden konnte – und zwar sowohl in den Kliniken als auch 
ambulant.
In verschiedenen Bundesländern wurden Einrichtungen der Suchthilfe als sys-
temrelevant eingestuft.
Die Kommunen haben dafür gesorgt, dass die Suchtberatung auch in Zeiten der 
Pandemie über telefonische und digitale Angebote weitgehend aufrechterhalten 
werden konnte.
Im Rahmen der SARS-CoV-2-Arzneimittelversorgungsverordnung hat das 
Bundesministerium für Gesundheit Regelungen zur Aufrechterhaltung der Ver-
sorgung substituierter Patientinnen und Patienten erlassen.

12. Welche präventiven Maßnahmen trifft die Bundesregierung, um einer 
Zunahme von Alkoholmissbrauch und Alkoholabhängigkeit während der 
COVID-19-Pandemie entgegenzuwirken?

Auf die Vorbemerkung der Bundesregierung und die Antwort zu Frage 13 wird 
verwiesen.

13. Welche Programme zur Verringerung des Alkoholkonsums und zur Prä-
vention von Krankheiten, die in Verbindung mit dem Alkoholkonsum 
stehen, werden von der Bundesregierung und den gesetzlichen Versiche-
rungen in welchem Umfang unterstützt?

Zur Verringerung des Alkoholkonsums und zur Prävention von Krankheiten, 
die in Verbindung mit Alkoholkonsum stehen, führt die Bundeszentrale für ge-
sundheitliche Aufklärung (BZgA) seit vielen Jahren zielgruppenspezifische 
Präventionskampagnen und -programme durch. Einen Schwerpunkt stellt dabei 
die Zielgruppe der Heranwachsenden dar. Aktuell richtet sich die BZgA daher 
mit zwei Jugendkampagnen – „Null Alkohol – Voll Power“ für Jugendliche im 
Alter von 12 bis 15 Jahren und „Alkohol? Kenn dein Limit.“ für Jugendliche 
im Alter von 16 bis 20 Jahren – an diese wichtige Zielgruppe der Alkoholprä-
vention. Beide Präventionsprogramme umfassen Internetangebote, Printmedien 
für die Zielgruppe und wichtige Multiplikatorinnen und Multiplikatoren sowie 
lebensweltbezogene Angebote vorrangig in Schulen (z. B. JugendFilmTage/
Mitmachparcours/Voll Power-Schultour) und in Kommunen (z. B. Peer-
Aktionen). Für die Jugendkampagne „Null Alkohol – Voll Power“ werden jähr-
lich Bundesmittel in Höhe von rund 1 Million (Mio.) Euro bereitgestellt. Die 
BZgA-Jugendkampagne „Alkohol? Kenn dein Limit.“ wird vom Verband der 
Privaten Krankenversicherung e. V. im Rahmen eines Sponsorings seit 2009 
gefördert. Aktuell betragen die jährlich eingesetzten Sponsoringmittel 4,2 Mio. 
Euro zuzüglich Bundesmittel in Höhe von rund 1 Mio. Euro.
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Da in der erwachsenen Bevölkerung der Alkoholkonsum nach wie vor weit 
verbreitet und hoch ist und Erwachsene für Kinder und Jugendliche wichtige 
Vorbilder sind, führt die BZgA ergänzend zu den oben genannten Jugendkam-
pagnen seit dem Jahr 2000 unter dem Dach der Kampagne „Alkohol? Kenn 
dein Limit.“ eine Kampagne für die Zielgruppe der Erwachsenen durch. Das 
Präventionsprogramm umfasst Internetangebote und Printmedien für die Ziel-
gruppe der Allgemeinbevölkerung mit einem Schwerpunkt auf der Altersgrup-
pe der 30- bis 50-Jährigen. Daneben werden gezielt Multiplikatorinnen und 
Multiplikatoren angesprochen (z. B. Ärztinnen und Ärzte). Zur Prävention des 
Fetalen Alkoholsyndroms (FAS) adressiert die Kampagne zielgruppenspezi-
fisch Schwangere und ihre Partner, um eine alkoholfreie Schwangerschaft zu 
fördern. Daneben werden Eltern gezielt dafür sensibilisiert, dass sich ihre Kin-
der am elterlichen Alkoholkonsumverhalten orientieren. Die Kampagne unter-
stützt Eltern außerdem bei Fragen, die im Zusammenhang mit Alkoholkonsum-
erfahrungen ihrer heranwachsenden Kinder auftreten können. Darüber hinaus 
informiert die Kampagne zielgerichtet ältere Menschen und unterstützt Fach-
kräfte zum Thema Kinder aus suchtbelasteten Familien. Die Bundesregierung 
stellt der BZgA für die Durchführung der Erwachsenenkampagne „Alkohol? 
Kenn dein Limit.“ jährlich rund 1 Mio. Euro zur Verfügung.
Um Multiplikatorinnen und Multiplikatoren in der Lebenswelt Freizeit/Sport 
noch passgenauer zu erreichen, hat die BZgA in Kooperation mit wichtigen 
Breitensportverbänden (z. B. Deutscher Fußballbund, Deutscher Olympischer 
Sportbund, Deutscher Handballbund etc.) die Aktion „Alkoholfrei Sport ge-
nießen“ entwickelt. Im Rahmen der Aktion werden teilnehmende Sportvereine 
dabei unterstützt, Vereinsfeste, Turniere oder Ähnliches komplett alkoholfrei zu 
gestalten. Für die Durchführung der BZgA-Aktion „Alkoholfrei Sport ge-
nießen“ werden jährlich rund 200.000 Euro zur Verfügung gestellt.
Die Krankenkassen erbringen auf der Grundlage der §§ 20 ff. des Fünften Bu-
ches Sozialgesetzbuch (SGB V) Leistungen zur primären Prävention und Ge-
sundheitsförderung. In diesem Rahmen erbringen sie auch Maßnahmen, die da-
zu dienen, Versicherte für einen verantwortungsvollen Konsum mit Alkohol zu 
sensibilisieren. Bei Kindern und Jugendlichen zielen die Maßnahmen auf eine 
Verhinderung des Einstiegs in den Konsum von Alkohol.
Im Rahmen des § 20a Absatz 3 SGB V werden durch das GKV-Bündnis für 
Gesundheit mit Unterstützung der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklä-
rung verschiedene Projekte und Programme zur Verringerung des Alkoholkon-
sums und zur Prävention der damit in Verbindung stehenden Erkrankungen 
durchgeführt. Im Jahr 2020 wurden hierfür Mittel in Höhe von rund zwei Mio. 
Euro eingeplant. Die Aktivitäten umfassen Projekte auf kommunaler Ebene 
sowie Forschungsaktivitäten und werden durch kommunikative Maßnahmen, 
wie z. B. die lebenswelt- und zielgruppenspezifische Informationsaufbereitung, 
unterstützt (https://www.gkv-buendnis.de/gesunde-lebenswelten/kommune/the
men-und-inhalte/suchtpraevention-in-der-kommune/alkoholpraevention-in-der-
kommune/).
Ein Förderschwerpunkt des GKV-Bündnisses für Gesundheit bildet das kom-
munale Alkoholpräventionsprogramm HaLT („Hart am LimiT“). In diesem 
Rahmen werden für die Zielgruppe „Kinder- und Jugendliche/Junge Erwach-
sene“ u. a. gefördert:
– Sofort-Interventionen bei Alkoholintoxikation bzw. bei durch Alkohol be-

dingten unerwünschten Ereignissen in Einrichtungen für Jugendliche (inkl. 
Jugendgerichtshilfe, Schule, Jugendfreizeiteinrichtungen),

– Risiko-Check im Einzelsetting und im Gruppensetting und
– Multiplikatorenschulungen.
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Zur Weiterentwicklung der Alkoholprävention in der kommunalen Lebenswelt 
werden darüber hinaus insbesondere Maßnahmen des Qualitätsmanagements 
und der Vernetzung auf Standort- und Landesebene sowie der Entwicklung 
neuer Präventionsangebote im Rahmen von HaLT gefördert.
Einen weiteren Schwerpunkt bildet das Förderangebot im Rahmen des Kom-
munalen Förderprogramms des GKV-Bündnisses für Gesundheit. Für die Ziel-
gruppe „Kinder und Jugendliche aus suchtbelasteten und/oder psychisch be-
lasteten Familien“ kann jede Kommunen in Deutschland eine Förderung in Hö-
he von 110.000 Euro binnen vier Jahren erhalten, mit der zielgruppenspezifi-
sche Projekte – u. a. auch zur Alkoholprävention – in kommunaler Verantwor-
tung umgesetzt werden können (https://www.gkv-buendnis.de/foerderprogram
m/zielgruppenspezifische-interventionen/).
Alkoholpräventive Maßnahmen werden ebenfalls im Rahmen des Projektes zur 
„Verzahnung von Arbeits- und Gesundheitsförderung in der kommunalen 
Lebenswelt“ gefördert, dass bundesweit an zurzeit 228 Standorten umgesetzt 
wird. Neben den standortindividuellen Aktivitäten, wie z. B. der Vermittlung in 
Selbsthilfe, steht das Selbstkontrollprogramm („SKOLL“) zum Erlernen eines 
verantwortungsvollen Umgangs mit Suchtstoffen als bundesweites Angebot zur 
Verfügung.
Aktuelle Forschungsaktivitäten des GKV-Bündnisses für Gesundheit umfassen 
u. a. die
– Entwicklung von evidenzbasierten Handlungsempfehlungen für Eltern im 

Umgang mit dem Alkoholkonsum ihrer Kinder.
– Entwicklung und Erprobung eines Kriterienkatalogs zu förderlichen Struk-

turen und Faktoren der kommunalen Suchprävention (Modelstrukturen) auf 
der Grundlage wissenschaftlicher Literatur und Praxisanwendungen

– Evaluation des Multiplikatorenprogramms „Kind s/Sucht Familie“, einschl. 
der Entwicklung von Handlungsempfehlungen und die

– Begleitforschung zum Alkoholpräventionsprogramm HaLT (s. o.).
Aus abgeschlossenen Forschungsaktivitäten des GKV-Bündnisses für Gesund-
heit zur Alkohol-prävention im Speziellen sind u. a. folgende Studien verfüg-
bar:
– Bestandaufnahme schulbasierter Modelle zur Reduktion oder Verhinderung 

von riskantem Alkoholkonsum bei Kindern, Jugendlichen und jungen Er-
wachsenen (https://www.gkv-buendnis.de/publikationen/publikation/?tx_gk
vpublications_detail%5Bpublications%5D=42&tx_gkvpublications_detail
%5BoverviewPageUid%5D=&tx_gkvpublications_detail%5Baction%5D=s
how&tx_gkvpublications_detail%5Bcontroller%5D=Publications&cHash=
a334da09c5f7b53ff145209cbfea60b4),

– Systematischer Review zur Prävention des Alkoholmissbrauchs bei Kin-
dern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen (https://www.gkv-buendnis.de/
publikationen/publikation/?tx_gkvpublications_detail%5Bpublications%5
D=43&tx_gkvpublications_detail%5BoverviewPageUid%5D=&tx_gkvpubl
ications_detail%5Baction%5D=show&tx_gkvpublications_detail%5Bcontr
oller%5D=Publications&cHash=81c8cd75ec52b6c29dc9b19adc1db5a8).

Darüber hinaus fördert das GKV-Bündnis für Gesundheit
– das kommunale Engagement im Bereich Suchtprävention durch einen 

Sonderpreis im Rahmen des Bundeswettbewerbs „Vorbildliche Strategien 
kommunaler Suchtprävention“ (Das Thema des Sonderpreises im Jahr 2020 
lautet: „Gesundheitsförderung und Prävention für Kinder aus suchtbelaste-
ten Familien“) und

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 9 – Drucksache 19/19925



– den wissenschaftlichen Austausch im Rahmen des 13. Deutschen Sucht-
kongresses.

Die Präventionsleistungen der Deutschen Rentenversicherung nach § 14 Ab-
satz 1 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VI) haben das Ziel, die Ei-
genverantwortung und Selbstkompetenz der Teilnehmer zu stärken und sie da-
bei zu unterstützen, einen gesundheitsförderlichen Lebensstil zu pflegen. Hier-
bei werden auch Entspannungstechniken und Strategien zur Selbstregulation 
vermittelt. Es ist durchaus möglich, dass hierbei ein Substanzmissbrauch bei 
manchen Teilnehmern gestoppt werden kann. Zumindest besteht die Möglich-
keit während der Präventionsleistung ein riskantes Konsumverhalten zu erken-
nen und entsprechend zu intervenieren.

14. Welche Maßnahmen trifft die Bundesregierung, um Kinder suchtkranker 
Eltern während der COVID-19-Pandemie zu schützen?

Um die Kinder- und Jugendhilfe unter den aktuell durch die Corona-Pandemie 
erschwerten Bedingungen bei ihrer wichtigen Arbeit zu unterstützen, fördert 
das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) 
das Online-Angebot „Innovative Kinder- und Jugendhilfe in Zeiten von Corona 
– Forum Transfer“ (www.forum-transfer.de), das das Institut für Sozialpädago-
gische Forschung Mainz gemeinsam mit der Internationalen Gesellschaft für 
erzieherische Hilfen, dem Deutschen Institut für Jugendhilfe- und Familien-
recht und der Universität Hildesheim aufgebaut hat. Auf der Webseite finden 
sich u. a. aktuelle Hinweise, Empfehlungen und fachlich systematisierte Bei-
spiele „guter Praxis“ zu den verschiedenen Themenbereichen der Kinder- und 
Jugendhilfe zur Bewältigung der besonderen Situation für die Fachkräfte in der 
Kinder- und Jugendhilfe. Es werden u. a. auch Online-Seminare zu unter-
schiedlichen Themenfeldern für die Fachkräfte der Kinder- und Jugendhilfe an-
geboten.
Um Kinder, Jugendliche und Eltern während der Corona-Pandemie bei Proble-
men besser unterstützen zu können, hat das BMFSFJ die Telefon- und Online-
Beratungsangebote ausgebaut. Das BMFSFJ hat die Förderung der „Nummer 
gegen Kummer“ (www.nummergegenkummer.de) verstärkt, um die Erreich-
barkeit des Kinder- und Jugendtelefons, des Elterntelefons sowie der Online-
Beratung für junge Menschen deutlich zu erhöhen. Das BMFSFJ hat außerdem 
die Online-Beratung der Bundeskonferenz für Erziehungsberatung e. V. (www.
bke.de) aufgestockt und die Beratungskapazität um 40 Prozent erhöht. Des 
Weiteren wurden das Beratungsportal Jugendmigrationsdienste (www.jmd4yo
u.de) und das Beratungsportal Off Road Kids für junge Menschen auf der Stra-
ße (www.sofahopper.de) ausgebaut. Außerdem fördert das BMFSFJ seit dem 
1. Mai 2020 den Ausbau des Online-Beratungsangebotes von „JugendNotMail“ 
(www.jugendnotmail.de). Damit verbunden ist auch die Förderung der Ent-
wicklung einer „App“, um das Angebot von „JugendNotMail“ auch auf mobi-
len Endgeräten verfügbar zu machen.
Derzeit baut „KidKit“ (https://www.kidkit.de/) aufgrund der Corona-Pandemie 
und den damit verbundenen besonderen Schwierigkeiten für die Kinder von 
suchtkranken Eltern sein Angebot weiter aus. Die Drogenbeauftragte der 
Bundesregierung unterstützt Hilfsorganisationen bei ihrer Arbeit, u. a. auch 
dieses erfolgreiche Projekt. Diesen Kindern, die besonderen Belastungen aus-
gesetzt sind, wird über das bestehende Angebot hinaus gerade zu Zeiten der 
Corona-Pandemie zielgerichtete Hilfe angeboten. Bereits jetzt leistet KidKit 
wertvolle Unterstützung. Beispielsweise hat KidKit „Corona-Tipps“ für Kinder 
und Jugendliche aus dysfunktionalen Familien veröffentlicht (u. a. Spot „Du 
bist nicht allein!“: https://we.tl/t-dBe9dJbOQT <https://we.tl/t-dBe9dJbOQT>).
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Von den genannten Maßnahmen profitieren insbesondere auch Kinder und 
Jugendliche, die in suchtbelasteten Familien aufwachsen.
Die Drogenbeauftragte der Bundesregierung hat wiederholt – insbesondere 
auch zu Zeiten der Corona-Pandemie – öffentlich darauf hingewiesen, dass 
Kinder aus suchtbelasteten Familien eines besonderen Schutzes und eines ver-
lässlichen Ansprechpartners im Alltag bedürfen. Die aktuell vom Bundesminis-
terium für Gesundheit (BMG) geförderten Forschungsprojekte zur Verbesse-
rung der Situation von Kindern aus suchtbelasteten Familien wurden an die 
aktuelle Situation angepasst, um Verzögerungen im Projektverlauf möglichst zu 
vermeiden.

15. Hatte die COVID-19-Pandemie Einfluss auf die Im- bzw. Exporte von 
alkoholischen Getränken, wenn ja, in welchem Umfang, und aus wel-
chen Gründen?

Außenhandelsdaten liegen aktuell nur bis einschließlich des Monats März 2020 
vor. Auf dieser Grundlage lassen sich keine gesicherten und seriösen Aussagen 
über mögliche Effekte der Corona-Pandemie auf Ein- und Ausfuhren alkoholi-
scher Getränke treffen, da diese auch auf andere Ursachen zurückzuführen sein 
können (z. B. Anhebung der US-Zölle u. a. auf Wein und Spirituosen wegen 
des WTO-Falls für rechtswidrige EU-Subventionen für Airbus am18. Oktober 
2019).
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